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[bookmark: _GoBack]Vorausplanung, Prävention und Eindämmung von COVID-19 in Gefängnissen
Zusammenfassung der vorläufigen Leitlinien der WHO vom 15. März 2020
Das vorliegende Dokument ist eine deutschsprachige Kurzzusammenfassung der vorläufigen Leitlinien zum Umgang mit dem neuartigen Coronavirus COVID-19 in Gefängnissen, die die Weltgesundheitsorganisation (Regionalbüro für Europa) herausgegeben hat (WHO, 2020).
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[bookmark: _Toc35977199]Einleitung 
Inhaftierte sind eine besonders durch Infektionen und andere Krankheiten gefährdete Personengruppe. Der COVID-19-Ausbruch, am 12. März 2020 als Pandemie erklärt, stellt die Gefängnisse in der Schweiz vor die Herausforderung, die Ansteckung innerhalb der Institution zu verhindern. Dafür sprechen vor allem folgende Gründe:
· Die räumliche Enge begünstigt die Infektion und Verbreitung von Infektionen innerhalb und ausserhalb des Gefängnisses;
· Massnahmen zur Eindämmung von COVID-19 sind zum Scheitern verurteilt, wenn diese nicht auch in Gefängnissen durchgeführt werden;
· Inhaftierte befinden sich ohnehin in einer Situation unter Kontrolle, sodass zusätzliche restriktive Massnahmen besonders empfindlich wirken.
[bookmark: _Toc35977200]Das COVID-19-Virus
Coronaviren sind eine Virusfamilie, die sowohl bei Menschen als auch bei Tieren vorkommt. Ein neuartiges Coronavirus ist ein Stamm von Coronaviren, der bisher noch nicht beim Menschen identifiziert wurde. Das jüngste, jetzt als COVID-19-Virus bezeichnet, wurde erstmals im Dezember 2019 im chinesischen Wuhan nachgewiesen.
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind die äusserlich erkennbaren Hauptmerkmale einer COVID-19-Ekrankung Fieber, trockener Husten und Atembeschwerden. Treten diese Symptome auf, sollte ärztliche Hilfe aufgesucht werden. Daneben sind in manchen Fällen auch Müdigkeit, Kopf- und Gliederschmerzen, Nasenverstopfung, laufende Nase, Halsschmerzen oder Durchfall zu beobachten. Die Ansteckung erfolgt vorrangig durch Tröpfcheninfektion (meist, indem man sich innerhalb eines Meters bei einer infizierten Person aufhält, die hustet, niest oder spricht). Ausserdem kann eine Ansteckung erfolgen, indem man eine kontaminierte Oberfläche berührt und sich anschliessend in Augen, Nase oder Mund fasst. Auf Händen oder Gegenständen können die Viren kurze Zeit überleben. Daher ist es sehr wichtig, sich regelmässig die Hände zu waschen und häufig berührte harte Oberflächen mit Desinfektionsmitteln zu reinigen. 
Zwischen der Infektion und dem Auftreten erster Symptome vergehen 1-14 Tage, in den meisten Fällen 5-6 Tage. Eine Ansteckung ist auch dann möglich, wenn eine infizierte Person noch keine oder nur milde Symptome zeigt. In 4 von 5 Fällen verläuft die Erkrankung mild, in einem von 5 Fällen kann sie jedoch einen schwereren Verlauf nehmen, der in 6% aller Fälle sogar intensivmedizinische Behandlung (einschliesslich Beatmung) erfordert. Davon sind ältere Menschen und Menschen mit Vorerkrankungen wie Bluthochdruck, Herzproblemen und Diabetes häufiger betroffen. Nach aktuellsten Daten sind weltweit etwa 3-4% der gemeldeten Fälle verstorben, die Sterblichkeit variiert aber je nach Region, Alter und vorbestehenden Krankheiten. 
[bookmark: _Toc35977201]Handlungsprinzipien
Planungen für medizinische Notfälle sind generell ein zentrales Element, um für Sicherheit und menschliche Bedingungen in Haft zu sorgen. Die Grundrechte aller Betroffenen müssen sichergestellt sein. Insbesondere ist dabei das Recht von Inhaftierten zu wahren, nicht von der Aussenwelt abgeschnitten zu sein, und Zugang zu Informationen und zu einer angemessenen Gesundheitsversorgung zu haben. Für die Gesundheitsversorgung Inhaftierter ist letztlich der Staat verantwortlich. Dabei sollten dieselben Standards gelten wie für Personen in Freiheit. Folgende spezifische Strategien des Risk Assessments und -Managements werden für den Fall von COVID-19 empfohlen: 
· Untersuchen aller Personen bei Gefängniseintritt auf Fieber und Symptome der unteren Atemwege. Abklären von Husten, Kurzatmigkeit, Reisen oder Kontakt zu bestätigten COVID-19-Fällen innerhalb der vergangenen 14 Tage.
· Dies umfasst sowohl Inhaftierte als auch Besucher und Personal. Bei COVID-19-Symptomen oder nach Diagnose mit fortbestehenden Symptomen ist medizinische Isolation indiziert, bis eine weitere medizinische Beurteilung möglich ist.
· Protokolle für Besucher ohne Symptome, die in betroffenen Gebieten waren, die den Zutritt regeln (z.B. für Rechtsanwälte), plus zusätzliche Massnahmen, wie z.B. Besuche ohne Kontakt.
· Register der Personen, die in die Haftanstalt kommen oder die sie verlassen.
· Beschränken der Mobilität von Personen innerhalb des Gefängnissystems sowie den Zugang von nicht unbedingt notwendigem Personal und Besuchern.
· Sorgfältige Erklärung von Einschränkungen im Voraus; alternative Massnahmen zur Kontaktaufnahme mit Familie/Freunden, z.B. Telefon- oder Skype-Anrufe.
· Schaffen von Sicherheit, in welche Krankenhäuser einzuliefernde Personen verlegt werden können (Möglichkeit zur Beatmung und/oder Intensivstation).
· Technische Massnahmen: z.B. das Sicherstellen angemessenen Abstands zwischen Personen, angemessenen Luftaustauschs und eine routinemässige Desinfektion der Umgebung (idealerweise mindestens einmal täglich).
· Ausgabe von Essen in Räumen/Zellen anstatt einer gemeinsamen Kantine. Aufteilen der Zeit ausserhalb der Zelle, um eine Konzentration von Gefangenen/Personal auch in offenen Räumen zu vermeiden. Dennoch weiterhin Zugang der Gefangenen zum Freien für mindestens eine Stunde pro Tag.
In Bezug auf Gefangene sind folgende Empfehlungen zu beachten:
· Information der Inhaftierten über den Grund für die Isolierung und Möglichkeit haben, eine dritte Partei zu benachrichtigen.
· Schutz von Personen in Isolation vor jeder Form von Misshandlung. Gewähren zwischenmenschlichen Kontakts gemäss den gegebenen Umständen (z.B. durch audiovisuelle Kommunikationsmittel).
· Spezieller Bedarf der Inhaftierten hinsichtlich emotionaler Unterstützung, transparenter Sensibilisierung, Informationsaustausch zum Virus, sowie die Zusicherung, dass der Kontakt zur Familie aufrechterhalten wird. 
· Vermeiden von Stigmatisierung potenzieller Virusträger.
· Aufrechterhalten der grundlegenden Schutzmassnahmen (z.B. Verbot von Isolation über mehr als 15 Tage). 
· Weiterhin Zugang von Kontrollorganen (mit Mandat zu Vermeidung von Folter etc.) zu allen Inhaftierten.
[bookmark: _Toc35977202]Planung für Notfälle
Eine gute Koordination und Zusammenarbeit der Justizinstitutionen mit den Gesundheitsbehörden und eine effektive Vorausplanung sind entscheidend, um die Gesundheit von Inhaftierten und der ganzen Gesellschaft zu schützen. Wichtige Schritte dabei sind: 
· Erstellen angemessener Notfallpläne einschliesslich Checklisten, zur besseren Einschätzung und Reaktionsbereitschaft auf COVID-19 in den Gefängnissen.
· Aufbau einer engen Zusammenarbeit mit lokalen und nationalen Gesundheitsbehörden und anderen relevanten Stellen (z.B. lokale Krisenstäbe, Katastrophenschutz), zum regelmässigen Informationsaustausch.
· Risikobeurteilung in enger Absprache mit den Gesundheitsbehörden einschliesslich einer aktuellen Bewertung der Seuchensituation, unter Berücksichtigung der verschiedenen Risikostufen und ihrer Auswirkungen auf das Gefängnissystem (z.B. Zirkulation in der Umgebung versus Zirkulation innerhalb des Gefängnissystems).
· Präzisierung, wer für die Durchführung einer bestimmten Massnahme verantwortlich ist (z.B. die kantonalen Behörden oder die Gefängnisleitung), welcher Zeitrahmen für die Durchführung gilt und wie und von wem die Durchführung sichergestellt wird. Massnahmenkataloge sollten Folgendes umfassen:
· Einbettung in nationale Notfallpläne für Infektionskrankheiten
· Klare Befehlsketten zur Erleichterung der raschen Übermittlung von Informationen sowie effizienter Situationsanalysen und Entscheidungen
· Details zu Krankheitsbeobachtung und -erkennung (z.B. wer wird auf die Symptome von COVID-19 untersucht? Wie wird die Krankheit diagnostiziert und bestätigt? Umgang mit bestätigten Fällen und den Kontaktpersonen?)
· Details zum Fallmanagement (z.B. Umgang mit Verdachtsfälle von COVID-19 im Gefängnis? Gibt es einen geeigneten Ort für eine rasche Beurteilung des Gesundheitszustands und die Isolierung? Wie läuft der Transport Erkrankter zu ausgewiesenen Krankenhäusern ab?)
· Notfallplanung mit besonderem Schwerpunkt auf (a) Personalverfügbarkeit und Aufrechterhalten des Betriebs, einschliesslich Mindestversorgung vor Ort (z.B. lebenswichtige Medikamente, essenzielle Hygieneprodukte); (b) Bedarf und Möglichkeiten der Gesundheitsversorgung. Abwägen, was innerhalb und was ausserhalb des Gefängnisses gemacht werden kann.
[bookmark: _Toc35977203]Risikokommunikation
Unmittelbare und transparente Kommunikation zwischen den verantwortlichen Stellen im Justiz- und Gesundheitssystem spielt eine zentrale Rolle bei der Bekämpfung von COVID-19. Zentrale Botschaften an die Betroffenen müssen in Absprache erfolgen und konsistent sein. Sprachbarrieren müssen berücksichtigt werden ( Übersetzungen oder visuelle Materialien). Folgende Punkte sollten kommuniziert werden:
1) Gesamtbewertung des lokalen Risikos (inner- und ausserhalb des Gefängnisses) 
2) Präventivmassnahmen, insbesondere Handhygiene und Abstandsregeln;
3) Massnahmen, die bei Auftreten von Symptomen zu ergreifen sind;
4) Informationen über Krankheitszeichen und Symptome, einschliesslich Warnzeichen für schwere Krankheitsverläufe, die eine sofortige medizinische Behandlung erfordern; 
5) Ratschläge zur Selbstkontrolle von Symptomen und Anzeichen für Personen, die aus betroffenen Gebieten kommen oder in diesen leben;
6) Ratschläge zum Zugang zur lokalen Gesundheitsversorgung, einschliesslich Information, wie man dies ohne Risiko für die Mitarbeitenden tun kann;
7) Empfehlung, eine Gesichtsmaske zu tragen, für Personen mit Atemwegsbeschwerden (z.B. Husten); nicht aber für gesunde Menschen. 
[bookmark: _Toc35977204]Wichtige Definition
Ein Verdachtsfall ist (A) eine Person mit einer akuten Atemwegserkrankung (Fieber und mindestens ein Symptom einer Atemwegserkrankung, z. B. Husten, Kurzatmigkeit) UND ohne andere Ursachen, die das klinische Erscheinungsbild vollständig erklären UND mit einer Vorgeschichte für eine Reise oder einen Aufenthalt in einem Land oder Gebiet, das in den 14 Tagen vor dem Auftreten der Symptome eine lokale Übertragung von COVID-19 gemeldet hat; ODER (B) eine Person mit einer akuten Atemwegserkrankung UND die in den letzten 14 Tagen vor dem Auftreten der Symptome mit einem möglichen oder bestätigten COVID-19-Fall in Kontakt war; ODER (C) eine Person mit einer schweren akuten Atemwegsinfektion (Fieber und mindestens ein Symptom einer Atemwegserkrankung, z. B. Husten, Kurzatmigkeit) UND die einen Krankenhausaufenthalt benötigt UND ohne andere Ursachen, die das klinische Erscheinungsbild vollständig erklären. 
Ein möglicher Fall ist ein Verdachtsfall, für den kein eindeutiges Testergebnis vorliegt und ein bestätigter Fall ist eine Person, für die ein positives Testergebnis vorliegt, ohne dass dafür Krankheitssymptome vorliegen müssen. Eine Kontaktperson ist eine Person, die einen COVID-19-Patienten ohne persönliche Schutzausrüstung versorgt, die sich in derselben geschlossenen Umgebung wie ein COVID-19-Patient aufhält oder die mit        einem COVID-19-Patienten innerhalb von einem Meter Abstand in einem Transportmittel während der letzten 14 Tagen seit Auftreten der Symptomen gereist ist.
Ein Verdachtsfall sollte angewiesen werden eine Einwegmaske zu tragen, die Hand- und Atemhygiene (d. h. Hände waschen, in ein Taschentuch oder die Armbeuge husten und niesen) zu befolgen und isoliert werden. Es wird empfohlen in jedem Gefängnis nach Angaben des Gesundheitspersonals und nationalen wie internationaler Richtlinien einen Raum (oder eine Wohneinheit) festzulegen, in dem bestätigte oder Verdachtsfälle, die keinen Krankenhausaufenthalt erfordern, isoliert werden können.
Kontaktpersonen von möglichen, bestätigten oder Verdachtsfällen sollten für vierzehn Tage überwacht werden. Das Gefängnispersonal sollte Kontaktpersonen regelmässig besuchen, um festzustellen, ob sich Krankheitssymptome entwickelt haben (Insassen berichten Symptome möglicherweise nicht selbst, weil sie in Isolation gesteckt werden). Jede Kontaktperson, die krank wird, ist ein Verdachtsfall und sollte auf das COVID-19-Virus getestet werden. Bei neuen Verdachtsfällen sollte sofort mit der Identifizierung von Kontaktpersonen begonnen (ohne auf das Laborergebnis zu warten) und diese ebenfalls überwacht werden. Kontaktpersonen und Verdachtsfälle sollten so schnell wie möglich von anderen Insassen isoliert werden.
[bookmark: _Toc35977205]Präventionsmassnahmen
Das Gefängnispersonal und die Insassen sollten über die Präventionsstrategien gegen COVID-19 wie der Hand- und Atemhygiene, physischen Distanz (mindestens ein Meter Abstand), Wachsamkeit gegenüber Krankheitssymptomen, Fernhalten von kranken Menschen und im Falle des Personals bei Krankheit Zuhause bleiben, informiert werden. Unter Zusammenarbeit mit den Gesundheitsbehörden sollte ein Arbeitsplatzprotokoll entwickelt werden, um festzulegen, wie mit bestätigten und Verdachtsfällen sowie mit Kontaktpersonen unter den Mitarbeitenden umgegangen werden soll.
Es werden die folgenden Präventionsmassnahmen empfohlen: 
Die Hände sollten regelmässig mit Wasser und Seife gewaschen und mit Einweghandtüchern abgetrocknet werden; eine weitere Option ist ein Desinfektionsmittel mit einem Alkoholgehalt von mindestens 60%; eine physische Distanz sollte eingehalten werden; ein Taschentuch sollte beim Husten oder Niesen Mund und Nase bedecken und in einen Behälter mit Deckel geworfen werden; die Berührung von Augen, Nase oder Mund sollte vermieden werden, wenn die Hände nicht sauber sind.
Neben der Hand- und Atemhygiene können sofern indiziert Einwegmasken als weitere Präventionsmassnahme verwendet werden. Dabei ist eine angemessene Verwendung und Entsorgung unerlässlich: Die Einwegmaske sollte vorsichtig aufgelegt werden, um Mund und Nase abzudecken und festgebunden werden, um Lücken zwischen Gesicht und Maske zu minimieren; die Maske sollte während des Gebrauchs nicht berührt werden; beim Entfernen der Maske sollte die Vorderseite nicht berührt, sondern von hinten abgenommen werden; nach dem Abnehmen oder immer, wenn eine gebrauchte Maske berührt wurde, sollten die Hände mit Desinfektionsmittel oder Wasser und Seife gereinigt werden; die Maske sollte ersetzt werden, sobald diese feucht wird; die Maske sollte nicht wiederverwendet und nach jedem Gebrauch sofort entsorgt werden.
Das Reinigungspersonal im Gefängnis sollte ebenso über die Präventionsmassnahmen gegen COVID-19 informiert werden, um eine regelmässige und gründliche Reinigung der Oberflächen sicherzustellen. Das Reinigungspersonal sollte Einweghandschuhe tragen sowie vor und nach jeder Reinigung Handhygiene betreiben. Da das COVID-19-Virus mehrere Tage überleben kann, sollten Räumlichkeiten, die möglicherweise kontaminiert wurden, vor einer Wiederverwendung mit einem normalen Haushaltsreinigungsmittel und anschließend mit einem Desinfektionsmittel gereinigt und desinfiziert werden. Die Kleidung, Bettwäsche, Bade- und Handtücher können mit normaler Waschseife und Wasser oder in der Maschine bei 60-90 °C mit Waschmittel gewaschen werden. Abfall sollte als klinischer Abfall behandelt und entsprechend entsorgt werden. 
Jeder Insasse, der aus einem Hochrisikogebiet gereist ist oder dort gelebt hat oder mit einem COVID-19-Fall in Kontakt gekommen ist, sollte seit dem Reisedatum oder dem letztmöglichen Kontakt für 14 Tage in Quarantäne gestellt werden. Ist dies nicht möglich, so können Insassen mit ähnlichen Risikofaktoren und ähnlicher Aussetzung gemeinsam untergebracht werden. Bei der Verlegung in Isolation sollte der Insasse eine Einwegmaske tragen und während der Quarantäne sollte der Insasse mindestens zweimal am Tag unter ärztlicher Beobachtung stehen (einschliesslich Messung der Körpertemperatur und der Untersuchung auf Symptome einer COVID-19-Infektion). 
Maßnahmen zur Beschränkung der Bewegungsfreiheit von Menschen in und aus dem Gefängnis, einschließlich der Beschränkung von Verlegungen und des Zugangs zu nicht unbedingt notwendigem Personal und Besuchern, müssen sorgfältig erwogen werden, wobei die negativen Einflüsse auf die Insassen minimiert werden sollten. Maßnahmen, die in Betracht gezogen werden können sind die Beschränkung von Familienbesuchen, die Verringerung der Besucherzahlen oder der Dauer und Häufigkeit von Besuchen und die Einführung von Videokonferenzen für Familienmitglieder sowie Vertreter des Justiz-systems. Ferner könnten bei Zugang zum Gefängnis mit einem Fragebogen Personen identifiziert werden, die Krankheitssymptome aufweisen und Personen, die sich unwohl fühlen sollten zu Hause bleiben und das Gefängnis nicht besuchen. Die Gefängnisse sollten Betriebsaufrechterhaltungs- und Notfallpläne überprüfen und aktualisieren, um sicherzustellen, dass wichtige Funktionen mit weniger Personal erfüllt werden können. 
Das Gefängnispersonal sollte den Gesundheitsdienst konsultieren, wenn es in einem Hochrisikogebiet gereist ist oder dort lebt. Fühlt sich ein Mitarbeitender im Gefängnis unwohl, auf den diese Merkmale zutreffen, sollte der Mitarbeitende in einem Raum mit einer geschlossenen Tür isoliert werden, mindestens einen Meter Abstand halten, keine Oberflächen und Objekte berühren und mit einer Einwegmaske versehen werden. Der Gesundheits- oder Notdienst sollte angerufen werden und die aktuellen Symptome sowie die epidemiologische und Reisegeschichte sollten erklärt werden. Überdies sollten alle Räumlichkeiten, die der Verdachtsfall verwendet hat, gereinigt und desinfiziert werden.
[bookmark: _Toc35977206]Vorgehen bei Verdachtsfällen
Verdachtsfälle können durch das gesamte Gefängnispersonal, andere Insassen, den Insassen selbst oder anderweitig identifiziert werden. Bei der Aufnahme von neuen Insassen sollte erwägt werden, einen Untersuchungsbereich am Eingang des Gefängnisses einzurichten und ein Verfahren zur Isolation von Verdachtsfällen einzuführen. Das gesamte Gefängnispersonal sollte über die Präventionsmassnahmen, einschliesslich Hand- und Atemhygiene und das Vorgehen bei Verdachtsfällen informiert werden. 
Bei Tätigkeiten, die einen engen Kontakt (weniger als ein Meter) mit einem bestätigten oder Verdachtsfall von COVID-19 beinhalten, wird empfohlen, dass das Gefängnispersonal eine persönliche Schutzausrüstung wie Einweghandschuhe, -masken, -augenschutz und -anzüge trägt. Das Gesundheitspersonal sollte darüber hinaus über klinische Abfallsäcke, Handhygieneprodukte, Reinigungs- und Desinfektionslösungen verfügen. Die persönliche Schutzausrüstung muss nach jedem Kontakt mit einem bestätigten oder Verdachtsfall gewechselt werden und als klinischer Abfall entsorgt werden. 
Die Schutzausrüstung sollte in der folgenden Reihenfolge entfernt werden: (1) Einweghandschuhe ausziehen und als klinischer Abfall entsorgen, (2) Handhygiene durchführen, (3) Einweganzug zusammenfalten und als klinischer Abfall entsorgen, (4) Einwegaugenschutz am Band oder an den Seiten entfernen und als klinischer Abfall entsorgen, (5) Einwegmaske von hinten entfernen und als klinischer Abfall entsorgen und (6) Handhygiene durchführen. Bei der Handhygiene werden die Hände entweder mit einem Desinfektionsmittel (mit einem Alkoholgehalt von mindestens 60%) oder mit Wasser und Seife gereinigt. Sind die Hände sichtbar schmutzig sollten diese mit Wasser und Seife gereinigt werden, ansonsten ist ein Desinfektionsmittel vorzuziehen. 
Das Gefängnispersonal sollte Handhygiene betreiben bevor ein Insasse berührt wird, vor jeder Reinigung oder Desinfektion, bei Ausgesetztsein gegenüber Körperflüssigkeiten, nachdem ein Insasse oder dessen Umgebung berührt wurde.
[bookmark: _Toc35977207]Vorgehen bei Verlegungen und Entlassungen
Wurde ein Verdachtsfall aus dem Gefängnis in ein Krankhaus verlegt, sollten die Räume, in denen der Insasse untergebracht war oder wohnte, nicht mehr verwendet werden bis diese dekontaminiert wurden. Die Türen sollten bei geöffneten Fenstern und abgeschalteter Klimaanlage geschlossen bleiben bis die Räume mit einem Reinigungs- und Desinfektionsmittel gereinigt und desinfiziert wurden.
Wenn eine Person zum Zeitpunkt ihrer Entlassung ein aktiver COVID-19-Fall ist oder Kontakt zu einem COVID-19-Fall hatte und sich innerhalb ihrer 14-tägigen Quarantänezeit befindet, sollte sichergestellt werden, dass die entlassene Person einen Ort hat, an dem sie die Quarantäne aufrechterhalten kann und dass die örtlichen Behörden über die Entlassung der Person informiert werden. Wenn eine Person nach ihrer Entlassung in ein Krankenhaus oder eine andere medizinische Einrichtung verlegt wird, sie aber wegen einer COVID-19-Infektion immer noch unter Quarantäne/ärztlicher Betreuung steht, sollte die aufnehmende Einrichtung über den COVID-19-Status der Person (bestätigter oder Verdachtsfall) informiert werden, damit diese für eine Isolation sorgen kann.
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